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3. Die Außenhandelsgesellschaften 

verfügten nicht über ausreichende 

Finanzmittel zum Ankauf von Ex­

portgütern.

4. Der starke Kursverlust der chinesi­

schen Währung auf den Devisen- 

Swapmärkten setzte die Außen­

handelsgesellschaften einem zwei­

fachen Druck aus. Einerseits for­

derten die inländischen Anbieter 

eine Preiserhöhung, andererseits 

verlangten die ausländischen Han­

delspartner eine Reduzierung der 

Preise.

5. Aufgrund der Transportengpässe 

konnte die fristgerechte Verschif­

fung von einigen Exportgütern 

nicht eingehalten werden.

6. Die Erhöhung der Exporte wurde 

aufgrund nicht durchgesetzter 

Maßnahmen zur Förderung der 

Ausfuhren, wie beispielsweise das 

System der Ausfuhrerstattung, be­

hindert.

7. Ein Teil der Außenhandelsunter­

nehmen hat sich den veränderten 

Bedingungen der sozialistischen 

Marktwirtschaft noch nicht anpas­

sen können und vernachlässigte 

Wettbewerb und Deviseneinnah­

men.

8. Der Außenhandel wurde durch in­

effiziente und nachlässige Imple­

mentation makroökonomischer

Kontrolle und Koordination beein­

trächtigt.

Bis Ende dieses Jahres rechnet MOF- 

TEC jedoch trotz dieser Probleme 

damit, daß sich die Exporte wieder er­

holen und sich eine gesamte Zuwachs­

rate bei den Ausfuhren von 11,7% rea­

lisieren läßt. (XNA, 28.7.93; CD,

28.7.93) -schü-

Binnenwirtschaft

*(24)

Wirtschaftsentwicklung 1. Halbjahr 

1993

Die Jingji Ribao veröffentlichte am

20.7.93 den Bericht des Staatlichen 

Statistikamtes zur Wirtschaftsentwick­

lung im l.Halbjahr 1993. Wie der

Sprecher des Amtes, Zhang Zhongji, 

erklärte, würden die kürzlich vom ZK 

und vom Staatsrat beschlossenen 

Maßnahmen bereits erste Erfolge zei­

gen. So seien die Preise für Produk­

tionsgüter wie beispielsweise Stahl ge­

fallen, der Wechselkurs auf den Devi- 

sen-Swapmärkten zeige einen verbes­

serten Trend, spekulative wirtschaftli­

che Aktivitäten hätten beschränkt wer­

den können, und die privaten Sparein­

lagen seien wieder gestiegen. Obwohl 

das Wirtschaftswachstum in der zwei­

ten Jahreshälfte geringfügig zurückge­

hen werde, sei mit einer Zuwachsrate 

von insgesamt 12% für das gesamte 

Jahr zu rechnen.

Bruttoinlandsprodukt (BIP):

Das schnelle Wachstumstempo der 

Gesamtwirtschaft hielt auch in der er­

sten Hälfte d.J. unvermindert an. Das 

BIP wies eine reale Wachstumsrate 

von 13,9% aus.

In dustri eprodu kti on:

Der Zuwachs des industriellen Brutto­

produktionswertes (BPW) belief sich 

im l.Halbjahr 1993 auf 25,1%; allein 

im Juni erhöhte sich die Industriepro­

duktion um 30,2%. Die Industriepro­

duktion in Guangdong, Hainan, Zhe­

jiang und Jiangsu soll im Juni um je­

weils mehr als 40% gestiegen sein; die 

Zuwachsrate in Shandong betrug 

57,7%. Während sich der Produk­

tionswert der Staatsindustrie um rund 

10% erhöhte, betrug die Zunahme des 

industriellen BPW der kollektiveigenen 

Unternehmen 45% und der übrigen 

Unternehmen einschließlich der pri­

vaten Betriebe 69,4%. (SCMP, 9.7.93; 

Shandong People's Broadcasting Sta­

tion in Standard Chinese, 8.7.93, in 

SWB, 4.8.93)

Gleichzeitig mit dem schnellen Wachs­

tum der Industrieproduktion soll sich 

die wirtschaftliche Effizienz verbessert 

haben. Der Index zur Effizienzmes­

sung in der Industrie betrug 96,4 - ein 

Anstieg um 13,8 Punkte. Allerdings 

schlug sich die Effizienzverbesserung 

vor allem in den Industriezweigen wi­

der, die durch die Ausweitung der 

Produktion und durch relativ hohe 

Preissteigerungen begünstigt wurden, 

wie beispielsweise in der Eisenverhüt­

tung und Baustoffindustrie. Dagegen 

war die wirtschaftliche Effizienz in den 

meisten Industriezweigen relativ nie­

drig, vor allem in den staatseigenen 

Unternehmen. Der Anteil der Verluste 

machenden Betriebe betrug 31%, ein 

Rückgang um lediglich 0,9 Punkte ge­

genüber der Vorjahresperiode.

Einzelhandel:

Der Einzelhandelsumsatz stieg im er­

sten Halbjahr 1993 um 21,6% im Ver­

gleich zur Vorjahresperiode und be­

trug 639 Mrd.Yuan. Die reale Wachs­

tumsrate wird mit rund 10% angege­

ben.

Knappheiten und Engpässe:

Zhang Zongji wies in seinem Bericht 

darauf hin, daß Knappheiten bei Stahl­

erzeugnissen und beim Elektrizitätsan­

gebot existierten. Fehlende Frachtka­

pazitäten im Eisenbahntransport sowie 

Kapitalmangel würden außerdem die 

Betriebsabläufe in den Unternehmen 

behindern. Aufgrund der reduzierten 

Investitionen für den landwirtschaftli­

chen Sektor und der unzureichenden 

Implementation der wirtschaftspoliti­

schen Vorgaben zur Stärkung der 

Landwirtschaft würden Wachstums­

steigerungen in diesem Sektor weiter 

schwierig bleiben.

Anlageinvestitionen:

Im l.Halbjahr machte der Wert der 

Anlageinvestitionen 354,2 Mrd.Yuan 

aus, eine Zunahme um 61% gegenüber 

der Vorjahresperiode. Die Investitio­

nen staatlicher Einheiten beliefen sich 

auf 219 Mrd.Yuan, ein Anstieg um 

70,7%. Sollte das Wachstumstempo 

der Anlageinvestitionen unverändert 

weitergehen, wird mit einer Erhöhung 

der Investitionen auf 1.000-1.200 Mrd. 

Yuan bis Ende des Jahres gerechnet, 

weit mehr als der Planansatz von 800 

Mrd.Yuan für 1993 vorsieht.

Als Gründe für das starke Wachstum 

der Anlageinvestitionen nannte das 

Statistikamt:

- Einige Regionen nutzten die Gele­

genheit, um das Wirtschaftswachs­

tum zu beschleunigen.

- Die Entscheidungs- und Genehmi­

gungsrechte über Anlageinvestitio­

nen wurden stark dezentralisiert, 

während Kontroll- und Restrik­

tionsmechanismen noch nicht beste­

hen.

- Die Marktkräfte nahmen an Bedeu­

tung zu, und die Auslandsinvestitio­

nen erhöhten sich in bedeutendem 

Umfang.

- Die ungeregelte Kapitalbeschaffung 

auf dem Finanzmarkt erhöhte sich, 

und die Bankkredite stiegen be­

trächtlich.

Einkommen:

Das durchschnittliche Pro-Kopf-Ein­

kommen der Städter für Konsumaus­
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gaben (shenghuafei shouru) stieg im 

1.Halbjahr 1993 im Vergleich zur Vor­

jahresperiode um 28% und belief sich 

auf 1.116 Yuan. Nach Berücksichtigung 

von Preissteigerungen machte die reale 

Zunahme 13,5% aus. Die ländliche 

Bevölkerung wies dagegen eine nomi­

nale Einkommenssteigerung von rund 

18% des Pro-Kopf-Bareinkommens 

(xianjin shouru) auf, die reale Zunah­

me betrug rund 7%. Das Pro-Kopf- 

Einkommen der ländlichen Bevölke­

rung belief sich auf 423 Yuan. Die 

Spareinlagen der städtischen und länd­

lichen Bevölkerung erhöhten sich trotz 

der Zunahme von Obligationen- und 

Aktienkäufen noch um 124,4 Mrd. 

Yuan im Vergleich zu Beginn des Jah­

res. (JJRB, 20.7.93)

Der Anstieg der Einkommen wird dem 

Staatlichen Statistikamt zufolge auf 

folgende Gründe zurückgeführt:

- Mit dem schnellen Wachstumstem­

po der Wirtschaft erhöhten sich auch 

die Löhne und Gehälter,

- die Steigerung der Einkommen ist 

auf die beträchtliche Zunahme aus 

lohnfremden Einkommensarten 

zurückzuführen und

- die Einkommenserhöhung resultiert 

aus der Ausweitung der Einkom­

mensgruppen mit hohen Einkom­

men aus privater Unternehmertätig­

keit und Beschäftigung in sino-aus- 

ländischen Unternehmen.

Nach Angaben des Sprechers des 

Staatlichen Statistikamtes wurden die 

Preise für Getreide und Speiseöl in 

über 90% der Regionen Chinas dere­

guliert. Außerdem wurden die Preise 

für Eisen- und Stahlprodukte sowie für 

Kohle freigegeben und Preisanpassun­

gen bei Schweröl vorgenommen. (Xin­

hua News Agency in English, 19.7.93; 

in SWB, 20.7.93)

Inflation:

Nach Schätzungen des Staatlichen Sta­

tistikamtes stiegen die Lebenshal­

tungskosten im l.Halbjahr 1993 um 

12,5% durchschnittlich im Vergleich 

zur Vorjahresperiode. In den städti­

schen Gebieten betrug die Zunahme 

durchschnittlich 13%, in den 35 großen 

Städten machte sie 17,4% aus und in 

den ländlichen Gebieten 11,5%. 

Gleichzeitig erhöhte sich der Einzel­

handelspreisindex landesweit um 

durchschnittlich 10,5%. (Xinhua News 

Agency, in English, 19.7.93, in SWB 

20.7.U. 22.7.93) Im l.Quartal 1993 

machte die Steigerung des Einzelhan­

delspreisindex 8,6% aus. (Zhongguo 

Xinwen She News Agency, Beijing, in 

Chinese, 20.6.93, in SWB 21.7.93) 

-schü-

*(25)

16-Punkte-Programm zur Bekämp­

fung der aktuellen Wirtschaftspro­

bleme

Seit der Ankündigung wirtschaftlicher 

Korrekturmaßnahmen war in den 

westlichen Medien stets von einem 16- 

Punkte-Programm der Regierung die 

Rede. Allerdings wurde das Dokument 

Nr. 6, das diese 16 Punkte enthalten 

soll, noch nicht offiziell veröffentlicht. 

In einem Artikel der Hongkonger Jing­

fl Ribao vom 8.Juli d.J. (in SWB,

23.7.93) wird der Inhalt des Dokumen­

tes Nr. 6 vorgestellt, das am 2.7.93 vom 

ZK der KPCh in Umlauf gegeben 

worden sein soll. Im folgenden wird 

dieser Artikel wiedergegeben.

"Das vom ZK der KPCh erstellte Do­

kument Nr. 6 weist zunächst auf die 

derzeitigen wirtschaftlichen Problem­

felder hin. Hierzu zählen:

1. Die Geldmenge ist wesentlich zu 

hoch, und die Geld- und Kreditsi­

tuation ist chaotisch.

2. Die Finanzprobleme haben sich 

verschärft, und zwischen Januar 

bis Mai entstand ein negativer 

Saldo von Einnahmen und Ausga­

ben im Haushalt in Höhe von

I, 12 Mrd.Yuan.

3. Die Wachstumsrate der Industrie­

produktion ist deutlich zu hoch, 

das Angebot von Elektrizität und 

Erdöl ist nicht ausreichend, und 

die Lücke zwischen Angebot und 

Nachfrage weitet sich aus.

4. Die Güterpreise steigen, und die 

Inflation hat sich verschärft. Die 

landesweite Inflationsrate betrug 

in den ersten fünf Monaten

II, 2%.

5. Der Güterpreisanstieg ist für ein­

fache Arbeiter nicht mehr zu ver­

kraften.

Um die derzeitigen Probleme zu lösen, 

wird im Dokument Nr.6 gefordert, die 

folgenden Voraussetzungen zu erfül­

len:

1. Zunächst muß nach Vereinheitli­

chung in der ideologischen Sicht­

weise gestrebt werden, insbesonde­

re im Verständnis der Probleme 

der akuteilen wirtschaftlichen Ent­

wicklung. Die führenden Mitglieder 

auf allen Ebenen sollen sich in die­

ser Hinsicht ein klares und einheit­

liches Verständnis aneignen.

2. Wir müssen unsere Aufmerksam­

keit der Beschleunigung der Re­

formen widmen. Unsere derzeiti­

gen Anstrengungen, ein zufrieden­

stellendes Entwicklungstempo auf­

rechtzuerhalten und die von der 

Zentrale festgelegten Kontroll- und 

Regulierungsmaßnahmen, haben 

beide das Ziel, das Tempo der Re­

formen und der Öffnung nach au­

ßen zu beschleunigen.

3. Es ist unumgänglich notwendig, 

sowohl ökonomische als auch ad­

ministrative Mittel zur Kontrolle 

und Regulierung der derzeitigen 

Wirtschaftsentwicklung einzuset­

zen.

Das Dokument Nr.6 weist darauf hin, 

daß die zentrale Führung zur Umset­

zung der oben genannten Ziele einer 

Kontrolle und Regulierung der Wirt­

schaft die folgenden 16 konkreten 

Maßnahmen festgelegt hat:

1. Es wird eine strikte Kontrolle über 

das Geldangebot durchgeführt, um 

die monetäre Situation zu stabili­

sieren und um Geldströme größe­

ren Umfangs in Zaum zu halten.

2. Interbanken-Kredite werden strikt 

untersagt.

3. Es ist erforderlich, flexible Zinssät­

ze als Hebel einzusetzen, die Spar­

einlagen bei den Banken zu erhö­

hen und die Zinssätze im Juli er­

neut anzuheben.

4. Es werden entschiedene Maßnah­

men durchgesetzt, um willkürliche 

[illegale?] Finanzierungsmethoden 

[auf dem Geld- und Kapitalmarkt] 

zu unterbinden. Die Zinssätze für 

Kapital dürfen nicht das Niveau der 

Nominalzinssätze auf Spareinlagen 

der Banken übersteigen. Es werden 

Untersuchungen typischer Fälle 

durchgeführt, in denen willkürliche 

Finanzierungsmethoden angewandt 

wurden.

5. Die makroökonomische Kontrolle 

über Geldangebot und Kredithöhe 

wird verstärkt.
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6. Die Spezialbanken müssen die volle 

Einzahlung von Spareinlagen ga­

rantieren [?] und einen Maßnah­

menkatalog ausarbeiten, um ihre 

gemeinsamen Probleme bei der 

Auszahlung von Spareinlagen zu lö­

sen.

7. Finanzinstitute und andere von 

Banken betriebene Unternehmen 

müssen innerhalb eines vorgegebe­

nen Zeitraums voneinander ge­

trennt werden.

8. Die Reform des Geld- und Kredit­

systems soll gleichzeitig mit der Re­

form des Investitionssystems 

durchgeführt werden.

9. Der Verkauf von Staatsobligatio­

nen soll innerhalb eines vorgegebe­

nen Zeitraumes realisiert werden. 

Die Emission von Obligationen und 

Aktien muß in strikter Überein­

stimmung mit den entsprechenden 

Bestimmungen erfolgen. Die Ar­

beiter und Angestellten von Unter­

nehmen haben sich beim Kauf von 

Aktien ihrer Unternehmen an die 

relevanten Bestimmungen zu hal­

ten. Keinem Unternehmen darf es 

erlaubt sein, interne [unterneh­

mensintern zirkulierende] Aktien 

auszugeben.

10. Es müssen Anstrengungen unter­

nommen werden, um die Devisen­

verwaltung zu verbessern.

11. Die makroökonomische Kontrolle 

über den Grundstücks- und Im­

mobiliensektor ist zu verstärken. 

Es erfolgt eine landesweite Über­

prüfung, um Entwicklungsprojekte 

mit unzureichender Finanzierung 

aufzuspüren und brachliegenden 

Boden zurückzunehmen. Wenn 

Boden bereits in Anspruch ge­

nommen wurde, wird dieser dann 

zurückgenommen, wenn ein Jahr 

nach Beginn der Bodennutzung 

weniger als 25% der Gesamtinve­

stitionen [für das Projekt] durch­

geführt wurden.

12. Um die Nachfrage der Institutio­

nen [Verwaltungen u.a. staatliche 

Einheiten] zu beschränken, wer­

den die Regierungsausgaben um 

20% gekürzt. Es werden keine 

Genehmigungen mehr für den 

Import von Kfz [für diese Institu­

tionen] in der 2.Jahreshälfte er­

teilt.

13. Mit Ausnahme der bereits ange­

kündigten [begonnenen] Preisre­

formen werden weiter vorgesehe­

ne Preisreformen ausgesetzt.

14. Es muß sichergestellt werden, daß 

ausreichende Finanzmittel für den 

Ankauf von Sommergetreide und 

für die Frühjahrsaussaat vorhan­

den sind; die weitere Ausgabe von 

Schuldscheinen an die Bauern 

wird untersagt.

15. Der Umfang der Infrastrukturpro­

jekte muß unbedingt beschnitten 

werden.

16. Die zentrale Führung wird Unter­

suchungsgruppen in die Regionen 

entsenden, um die chaotische Si­

tuation im Geld- und Kreditbe­

reich wieder in Ordnung zu brin­

gen."

-schü-

*(26)

Einsparungen vorgesehen, um Haus- 

haltsdefzit zu beschränken

Finanzminister Liu Zhongli erklärte 

auf der landesweiten Arbeitskonferenz 

zur Finanzsituation am 20.7.93, daß die 

Beschneidung öffentlicher Ausgaben 

bis Ende d.J. Dreh- und Angelpunkt 

für die Unterstützung der staatlichen 

Schlüsselprojekte und für die Begren­

zung des Haushaltsdefizits innerhalb 

des geplanten Rahmens sei. Das Fi­

nanzministerium wird Verwaltungen, 

staatlichen Verlustunternehmen und 

Unternehmen mit Steuerschulden in 

der 2.Jahreshälfte keine Genehmigun­

gen mehr zum Kauf von Kfz und trag­

baren Telefonapparaten erteilen. Eine 

strengere Kontrolle wird beim Kauf 

von acht besonders hochwertigen Kon­

sumgütern wie beispielsweise Klimage­

räten und Fotoausrüstungen ange­

wandt.

Von den lokalen Verwaltungseinheiten 

forderte Liu Zhongli, Ausgaben für 

Konferenzen um 20% zu beschneiden 

und nicht die lokale Haushaltsplanung 

für den Kauf von Büromaschinen zu 

überschreiten. In diesem Jahr wiesen 

bereits neun Provinzen Defizite auf, 

die den Haushaltsvorschriften zuwider 

laufen.

Während die Zuwachsrate der Staats­

einnahmen im l.Halbjahr d.J. nur rela­

tiv gering war, erhöhten sich die Aus­

gaben rasant; die Verwaltungsausga­

ben stiegen allein um 27,1%. Die Ein­

nahmen beliefen sich auf insgesamt 

164,55 Mrd.Yuan ( + 3,5%) und die 

Ausgaben auf 161,9 Mrd.Yuan 

(+12,5%). (Xinhua News Agency in 

English, 20.7.93, in SWB, 22.7.93) 

-schü-

*(27)

Zentralregierung will Steuerpraxis 

stärker kontrollieren

Auf einer landesweiten Konferenz der 

Leiter der Steuerbehörden am 20.7.93 

stand die Umsetzung der vom ZK und 

vom Staatsrat beschlossenen Politik 

der Verstärkung der makroökonomi­

schen Kontrolle im Vordergrund. 

Wichtige Themen auf der Konferenz 

waren in diesem Zusammenhang u.a. 

die Analyse der Probleme bei der 

Durchführung der Arbeit der Steuer­

behörden, die strenge Befolgung von 

Gesetzen und Disziplinvorschriften, 

die Stärkung der Steuerverwaltung so­

wie die Erfüllung der diesjährigen 

Steuereinnahmenplanung.

Das Steueraufkommen aus Industrie- 

und Handelssteuern gab Jin Xin, Lei­

ter der Zentralen Finanzamtes, für das 

l.Halbjahr 1993 mit 141 Mrd.Yuan an, 

ein Anstieg um 12,4% im Vergleich 

zur Vorjahresperiode. Damit sei der 

Plan für die ersten Monate in einem 

Umfang von 47,6% erfüllt. (Insgesamt 

sieht die Haushaltsplanung für 1993 

Steuereinnnahmen in Höhe von 346 

Mrd.Yuan vor.)

Als aktuelle Probleme bei der Durch­

führung der Arbeit der Steuerbehör­

den nannte Jin Xin, daß eine Reihe 

von Funktionären in den Steuerbehör­

den nur eine unklare Vorstellung über 

die Bedeutung der Stärkung der ma­

kroökonomischen Kontrolle aufweise. 

In einigen Regionen seien Verstöße 

gegen Gesetz und Disziplin wie Steu­

erhinterziehung, Verweigerung von 

Steuerzahlungen, Steuerbetrug, Um­

gehung von Steuern und andere Delik­

te in größerem Umfang anzutreffen 

und würden die Steuereinnahmen er­

heblich reduzieren. In manchen Gebie­

ten sei die Situation noch schlimmer. 

Eine kleine Gruppe von Steuerbeam­

ten würde die Gesetze nicht strikt an­

wenden und sogar ihre Machtposition 

zum eigenen Vorteil einsetzen.
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Jin Xin betonte, daß Verstößen gegen 

die Steuergesetze verschärft nachge­

gangen und die Steuerverwaltung ver­

stärkt werde. Der Schwerpunkt der 

Aktivitäten der Steuerbehörden werde 

in der nächsten Zeit auf die Besteue­

rung von Selbständigen, sino-ausländi- 

schen Joint Venture, auf Steuerrück­

erstattung für Exporteure und auf die 

individuelle Einkommensbesteuerung 

gelegt werden. (JJRB, 22.7.93)

Wie die Xinhua Nachrichtenagentur 

meldet, soll Jin Xin auf der Konferenz 

auch die Durchführung einer landes­

weiten Kampagne zur Überprüfung 

eingeräumter Steuerbegünstigungen 

für die zweite Jahreshälfte angekündigt 

haben. Die Zentralregierung werde bis 

Ende d.J. keine neuen Bestimmungen 

über Steuererleichterungen oder -be- 

freiungen beschließen und Anträge auf 

Steuererleichterungen auch nicht bei 

finanziellen Problemen oder als befri­

stete Maßnahmen genehmigen. Die 

Steuerverwaltungen auf unterster Ebe­

ne müßten darauf achten, daß Unter­

nehmen, deren Zeitraum für Steuerer­

leichterungen abgelaufen sei, den vor­

geschriebenen Steuersatz entrichteten. 

Trotz der wiederholten Anweisungen 

der Zentralregierung, hätten einige 

Lokalverwaltungen nicht genehmigte 

Steuererleichterungen und -befreiun- 

gen eingeräumt, die zusammen mit 

Verzögerungen bei der Steuerabliefe- 

rung zum Rückgang der Steuerein­

nahmen geführt hätten. Die wesentlich 

geringere Zuwachsrate der Steuerein­

nahmen im Vergleich zur gesamtwirt­

schaftlichen Wachstumsrate habe die 

makroökonomische Steuerungsfähig­

keit der Zentralregierung geschwächt.

Auch Finanzminister Liu Zhongli for­

derte strengere Kontrollen über die 

Einräumung von Steueranreizen. Die 

von den Lokalregierungen ohne Zu­

stimmung der Zentralregierung erlas­

senen Steuervergünstigungen für aus­

ländische Unternehmen oder für nicht 

genehmigte Industrieentwicklungszo­

nen würden als nichtig angesehen. 

(XNA, 21.U.22.7.93) -schü-

*(28)

Emission der Staatsanleihen 1993 nur 

durch Zwangsverkauf beendet

Die Jingji Ribao berichtet am 18.7.93, 

daß die für dieses Jahr geplante Aus­

gabe von Staatsanleihen mit einem Vo­

lumen von 30 Mrd.Yuan zum 16.7.93 

beendet werden konnte. Da bis zum 

ursprünglich geplanten Emissionsende 

am 15.4.93 lediglich 15% und Ende 

Mai erst 28% der Staatsanleihen ver­

kauft waren, wurde die Ausgabefrist 

bis zum 15.7.93 verlängert. Außerdem 

erfolgte eine Annäherung der Nomi­

nalzinsen der Wertpapiere an die Infla­

tionsrate, so daß für dreijährige Anlei­

hen nunmehr eine Verzinsung von 

14,06% statt 12,52% und für fünfjähri­

ge Anleihen von 15,86 statt 13,96% 

gilt. (XNA, 11.7.U. 18.7.93; ASWJ,

19.7.93)

Allerdings war die Erhöhung der No­

minalzinsen nicht der entscheidende 

Grund für die zügige Beendigung der 

Emission in den letzten Wochen. So 

wurde auf Anweisung der Zentralre­

gierung die Ausgabe von anderen 

Wertpapieren bis zum 15.7.93 gestoppt 

und der Verkauf an Beschäftigte in 

Staatsbetrieben und an Selbstständige 

zwangsweise durchgeführt. Nach An­

gaben der Tianjiner Caifang Ribao hät­

ten rund 50 Mio. Beschäftigte in den 

Staatsbetrieben 100 Yuan-Anleihen 

und rund 14 Mio. Selbständige 500 

Yuan-Anleihen kaufen müssen. (Kyo­

do News Service, Tokyo, in English, 

17.7.93; in SWB, 20.7.93)

Die South China Moming Post berich­

tet am 8.7.93 ebenfalls von Rückgriffen 

auf einen zwangsweisen Verkauf von 

Anleihen. So sollen Geschäftsleute 

vom Amt für Industrie und Handel te­

lefonisch angewiesen worden sein, An­

leihen zu kaufen. Bei einer Nichtbefol­

gung soll ihnen angeblich mit nicht nä­

her bezeichneten Konsequenzen ge­

droht worden sein.

Bei der Umsetzung der zwangsweisen 

Verkäufe von Staatsanleihen an Be­

schäftigte wurden unterschiedliche 

Wege beschritten. So sollen manche 

Staatsunternehmen den Beschäftigten 

statt ihres monatlichen Gehaltes direkt 

Anleihen ausgehändigt haben, manche 

Unternehmen forderten ihre Ange­

stellten auf, mit dem Gehalt Anleihen 

zu kaufen, und wiederum andere Un­

ternehmen kauften zunächst Staatsan­

leihen im Namen der Beschäftigten, 

die dann monatliche Ratenzahlungen 

an das Unternehmen zu leisten haben.

Nachdem Zhu Rongji als eine der 

notwendigen Maßnahmen Ende Jun; 

die unbedingte Durchsetzung der ge­

planten Emission der Staatsanleihen 

gefordert hatte, standen die Provinzre­

gierungen unter einem starken Erfül­

lungsdruck. In der Provinz Henan bei­

spielsweise führte die Regierung eine 

Telefonkonferenz mit den Ministerien 

der Provinz und den Verwaltungen auf 

lokaler Ebene am 6.7.93 durch. Bis 

zum 5.7.93 war von dem Emissionsvo­

lumen in Höhe von 501 Mio.Yuan, das 

der Provinz von der Zentralregierung 

zugeteilt worden war, lediglich ein An­

teil von 40,7% ausgegeben. Die Pro- 

vinzregierung drängte demnach auf ei­

ne Erfüllung bis zum 15.7.93 mit tägli­

chen Berichten über den Stand der 

Emission. Als notwendige Maßnahmen 

wurden u.a. auch die Industrie- und 

Handelsämter auf allen Ebenen ange­

wiesen, den Verkauf bei Selbständigen 

und privaten Unternehmen durchzu­

setzen. (Henan People’s Broadcasting 

Station in Standard Chinese, 7.7.93; in 

SWB, 15.7.93) Ähnliches wird über die 

Provinz Gansu berichtet, die am

30.6.93 eine Telefonkonferenz mit den 

entsprechenden Abteilungen abgehal­

ten hat, um notwendige Maßnahmen 

zur Realisierung der fristgerechten 

Emission festzulegen. (Gansu People’s 

Broadcasting Station in Standard Chi­

nese, 1.7.93; SWB, 9.7.93)

Das Experiment mit Übernahmekon­

sortien, die als Prmimärhändler den 

Verkauf von Staatsanleihen durchfüh­

ren, scheint jedoch auch weiterzuge­

hen. So meldet die IHT am 22.7.93, 

daß 19 Finanzinstitute zugelassen wur­

den, die Staatsanleihen mit einem Vo­

lumen von 2 Mrd.Yuan an Investoren 

direkt verkaufen können, -schü-

*(29)

Untersuchungsgruppen zur Umset­

zung der neuen wirtschaftspolitischen 

Vorgaben gehen in die Provinzen

Einem Beschluß des ZK und des 

Staatsrats von Anfang Juli d.J. zufolge 

wurden 10 Untersuchungsgruppen in 

20 Provinzen, autonome Regionen und 

regierungsunmittelbare Städte gesandt, 

um die Durchsetzung der wirtschafts­

politischen Vorgaben der Zentrale auf 

lokaler Ebene zu überwachen. (Xinhua 

News Agency Domestic Service in 

Chinese, 10.7.93, in SWB 13.7.93). Ra­

dio Tianjian meldet beispielsweise das 

Eintreffen der aus neun Mitgliedern 

bestehenden Untersuchungsgruppe in 

der Stadt am 15.7.93. (Tianjin People’s 

Broadcasting Station in Standard Chi 

nese, 16.7.93, in SWB, 23.7.93)
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Nach Angaben der Wen Hui Bao vom

15.7.93 wurde den Provinzen eine Frist 

von 10 Tagen gesetzt, um die Vorga­

ben der Zentralregierung umzusetzen. 

Die Mitte Juli ausgesandten Untersu­

chungsgruppen sollen nach ihrer 

Rückkehr der Zentrale ausführliche 

Berichte über die Implementation der 

Maßnahmen vorlegen, die als Grund­

lage für weitere Entscheidungen die­

nen werden. Die Zentrale soll angeb­

lich betont haben, daß bei Widerstän­

den auf lokaler Ebene die Verantwort­

lichen umgehend abgesetzt würden. 

(Wen Hui Bao, Hongkong, in Chinese, 

15.7.93, in SWB, 16.7.93)

Die Hongkonger Ming Bao berichtet, 

daß sich die Untersuchungsgruppen 

aus Vertretern folgender Organisatio­

nen zusammensetzten: Organisations­

abteilung des ZK, Zentrale Disziplin­

kontrollkommission, Staatliche Pla­

nungskommission, Ministerum für Au­

ßenhandel und wirtschaftliche Koope­

ration, Finanzministerium, Zentral­

bank, Ministerium für Wohnungsbau, 

Staatliches Amt für Devisenverwaltung 

und das Landwirtschaftsministerium. 

Die Untersuchungsgruppen hätten die 

Aufgabe, die Umsetzung der 16 Maß­

nahmen zur Eindämmung der Kon­

junkturüberhitzung, die im ZK-Doku- 

ment Nr.6 enthalten sind, sowie die 

Beschlüsse der landesweiten Finanz­

konferenz zu überwachen. (Ming Bao, 

Hongkong, in Chinese, 11.7.93, in 

SWB, 16.7.93) -schü-

*(30)

Stehen die Provinzen hinter der Zen­

tralregierung bei der Durchführung 

der Konjunkturabbremsung?

Die South China Moming Post weist in 

einem Beitrag am 4.7.93 auf mögliche 

Widerstände gegen die Vorgaben der 

Beijinger Zentralregierung zur Ein­

dämmung der Konjunkturüberhitzung 

hin. Betrachtet wird dies Problem mit 

Blick auf die Situation in der Provinz 

Guangdong.

Problematisch sei nicht nur die unter­

schiedliche Einschätzung der wirt­

schaftlichen Situation durch die Lokal­

regierungen, sondern auch die Tatsa­

che, daß der überwiegende Teil der 

Wirtschaft nicht mehr dem direkten 

Einfluß der Regierung unterliege und 

nichtstaatliche Unternehmen über aus­

reichende Finanzmittel zur weiteren 

Expansion ihrer Aktivitäten verfügten.

Nach Einschätzung westlicher Beob­

achter sei die Reaktion auf die gestie­

gene Inflation entspannter und würde 

bei der Regierung keine größere Be­

unruhigung hervorrufen. Regierungs­

vertreter in Guangdong argumentier­

ten außerdem, daß bereits Schritte zur 

Abbremsung der überhitzten Wirt­

schaft durch die Konzentration auf Be­

reiche mit dem stärksten Inflations­

druck eingeleitet worden seien.

So habe man bereits eine stärkere 

Kontrolle über die Kreditvergabe im 

Immobiliensektor durchgeführt sowie 

bei der Genehmigung von Landnut­

zungsrechten. Vor kurzem sei auch 

entschieden worden, rund 100 Ent­

wicklungszonen zusammenzuschließen, 

um den Boom im Grundstücks- und 

Bausektor abzukühlen. Weiterhin wur­

de darauf verwiesen, daß die Inflation 

zu zwei Dritteln saisonal und struktu­

rell bedingt sei - einerseits ausgelöst 

durch höhere Lebensmittelpreise in 

den Wintermonaten und andererseits 

durch das unzureichende Transport­

netz, das für die Lieferungsverzöge­

rungen verantwortlich sei. Guangdong 

habe außerdem ausreichende Finanz­

mittel für die Landwirtschaft bereitge­

stellt und sei im Gegensatz zu vielen 

anderen Provinzen nicht gezwungen 

gewesen, den Bauern Schuldscheine 

anstatt Bargeld für den staatlichen An­

kauf von Landwirtschaftsprodukten 

auszuhändigen.

Auch die strukturellen Veränderungen 

in der Wirtschaft Guangdongs, in der 

der staatliche Anteil noch auf rund 

30% geschätzt wird, würden die 

Durchsetzung restriktiver Vorgaben 

der Zentralregierung gegenüber 

Guangdong insgesamt und der Lokal­

regierung Guangdongs gegenüber dem 

kollektiven und privaten Sektor er­

schweren. Selbst wenn die Regierung 

eine globale Kreditverknappung durch­

setzen würde, könnten viele Unter­

nehmen sich weiterhin Kapital be­

schaffen, entweder durch die legale 

oder illegale Ausgabe von Anleihen 

und Aktien oder über informelle Kanä­

le außerhalb des Bankensystems. Au­

ßerdem würden viele Unternehmen, 

selbst staatseigene Unternehmen, über 

größere Devisenreserven verfügen, so 

daß sie notwendige Rohstoffe für eine 

Produktionsausweitung bei knappen 

Inlandsangebot importieren könnten.

Daß die Lokalregierungen eine andere 

Einschätzung über die wirtschaftliche 

Situation haben, zeigt auch das Bei­

spiel der Provinz und Sonderwirt­

schaftszone Hainan. So soll der Pro­

vinzgouverneur Ruan Chongwu erklärt 

haben, daß Hainans Konjunkturent­

wicklung nicht als überhitzt bezeichnet 

werden könne und deshalb an Kredit­

verknappung nicht gedacht würde; eine 

solche Maßnahme müßte abhängig von 

der lokalen Situation gemacht werden. 

Auch hätte Hainan weiterhin ein hohes 

Wachstumstempo zu verfolgen, um 

Anschluß an das Entwicklungsniveau 

der übrigen Provinzen zu bekommen.

Tatsächlich jedoch fand in Hainan in 

den letzten Jahren ein starker Wirt­

schaftsboom mit einer Wachstumsrate 

von allein 22,4% im letzten Jahr statt, 

die Inflationsrate liegt bei 20%. Ausge­

löst wurde das Wirtschaftswachstum in 

erster Linie durch spekulative Investi­

tionen aus anderen Provinzen mit 

Schwerpunkt im Immobilien- und 

Wertpapierbereich und in längerfristi­

gen Industrieprojekten. Nach Ein­

schätzung Hainaner Regierungsbeam­

ter betrugen derartige Investitionen, 

insbesondere von Banken, Unterneh­

men sowie Ministerien der Zentral- 

und Provinzregierungen vor allem aus 

Beijing, Sichuan, Guangdong, Jiangsu 

und Hunan seit Ende der 80er Jahre 

rund 20 Mrd.Yuan.

Solche Investitionen in Hainan und 

anderen Küstenregionen führten zu 

Kapitalknappheit bei den Banken, de­

nen aus diesem Grunde auch Finanz­

mittel für den Ankauf landwirtschaftli­

cher Produkte und für Infrastruktur­

projekte fehlten. Da die Zentralregie­

rung nunmehr die Banken angewiesen 

hat, überfällige kurzfristige Kredite zu­

rückzurufen, die zu einem großen Teil 

zum Investitionsboom beigetragen ha­

ben, wird auch in Hainan mit entspre­

chenden Auswirkungen gerechnet. Al­

lerdings wird nicht erwartet, daß das 

Interesse von Unternehmen aus ande­

ren Provinzen nachlassen wird, die 

aufgrund der günstigen Investitionsbe­

dingungen und einem Steuersatz von 

15% (staatliche Unternehmen zahlen 

55%) Kapital in Hainan anlegten. 

(ASWJ, 13.7.93) -schü-

*(31)

Anstieg der Arbeitslosigkeit befürchtet

Einem Bericht der China Daily vom

28.7.93 zufolge wird mit einem Anstieg 

der Arbeitslosigkeit in diesem Jahr ge­

rechnet. Zwar wird die offizielle Ar­
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beitslosenquote (städtische Beschäftig­

te) mit 2,3% (1992) angegeben, doch 

soll sich die Arbeitslosenzahl bis Ende 

Juni d.J. um 9,1% auf 3,6 Mio. erhöht 

haben. Eine Verschlechterung der Be­

schäftigungssituation wird vor allem als 

Folge der wirtschaftspolitischen Ab­

bremsmanöver mit Verknappung der 

Geldmenge und stärkerer Kontrolle 

über den Bau- und Immobilienmarkt 

erwartet.

Die Zahl der Arbeiter und Angestell­

ten in den Städten wird für Ende Mai 

mit 146,77 Mio. angegeben, ein Rück­

gang um 1,145 Mio. seit Anfang d.J. 

Die staatlichen Betriebe reduzierten 

ihre Beschäftigtenzahl um 733.000 auf 

108,159 Mio. Von der Gesamtzahl der 

hier Beschäftigten haben 74,646 Mio. 

(-964.000) Arbeiter und Angestellte ei­

ne feste Anstellung, 21,161 Mio. 

( + 576.000) sind über Arbeitsverträge 

eingestellt und der Rest sind Zeitarbei­

ter.

Auch die kollektiveigenen Unterneh­

men reduzierten ihre Beschäftigten­

zahl. Seit Anfang des Jahres bis Ende 

Mai ging die Beschäftigtenzahl um 

345.000 Personen auf 12,349 Mio. zu­

rück. Dagegen erhöhten die Unter­

nehmen mit Auslandskapial sowie die 

privaten Unternehmen ihre Beschäftig­

tenzahl um 210.000 Personen, so daß 

hier der Beschäftigtenstand Ende Mai 

3,028 Mio. betrug.

Die Lohnsumme in den ersten fünf 

Monaten d.J. erhöhte sich um 20,3% 

im Vergleich zur Vorjahresperiode 

und machte 165,99 Mrd.Yuan aus. Der 

Anteil der von staatlichen Unterneh­

men gezahlten Löhne betrug 130,1 

Mrd. Yuan ( + 20,5%), der kollektiv­

eigenen Unternehmen 30,88 Mrd. 

Yuan ( + 15%) und der privaten Un­

ternehmen und Unternehmen mit Aus­

landskapital 5,11 Mrd.Yuan ( + 56,7%).

Vor dem Hintergrund eines erwarteten 

Anstiegs der Arbeitslosigkeit wird vom 

Arbeitsministerium die Schaffung neu­

er Arbeitsplätze als dringliche Aufgabe 

angesehen. Vorgesehen sind beispiels­

weise Anreize für Unternehmen, die 

Arbeitsplätze bereitstellen; so sollen 

diesen beispielsweise Erleichterungen 

beim Zugang zu staatlichen Krediten 

sowie Steuerreduzierung oder -befrei- 

ung eingeräumt werden. Außerdem 

soll ein nationaler Arbeitslosen-Versi- 

cherungsfonds in den nächsten zwei 

Jahren gegründet werden. Bisher soll 

sich die Zahl der städtischen Beschäf­

tigten, die in die Arbeitslosenversiche­

rung aufgenommen wurden, auf rund 

74 Mio.Personen belaufen. (XNA,

29.7.93) -schü-

*(32)

NE-Industrie plant drastischen Be­

schäftigungsabbau

Innerhalb der kommenden sieben Jah­

re will die NE-Metallindustrie die der­

zeitige Beschäftigtenzahl von 1,01 Mio. 

um rund ein Drittel reduzieren, um die 

Produktivität zu erhöhen und die Ko­

sten zu senken.

Nach Angaben von Fei Ziwen, Präsi­

dent der China National Nonferrous 

Metals Industry Corporation (CNNC), 

behindere die zu hohe Beschäftigten­

zahl die Entwicklung der NE-Industrie. 

Im Vergleich zu ausländischen Unter­

nehmen weise die NE-Industrie nur 

ein Zentel der Produktivität auf.

Die freigesetzten Arbeitskräfte sollen 

in Dienstleistungsunternehmen und in 

anderen gewinnversprechenden Be­

trieben beschäftigt werden, die von den 

Tochtergesellschaften der CNNC als 

kollektiveigene Unternehmen gegrün­

det werden. Überschüssige Arbeits­

kräfte sollen auch dazu ermutigt wer­

den, sich als Selbständige niederzulas­

sen.

Fei Ziwen weist darauf hin, daß der 

Arbeitsplatzabbau zunächst in einigen 

Unternehmen der CNNC versuchweise 

durchgeführt und dann auf die übrigen 

Unternehmen schrittweise ausgedehnt 

werden soll.

Für das erste Halbjahr 1993 meldet die 

CNNC neben der Ausweitung der 

Produktion auch eine Steigerung des 

Verkaufsumsatzes und des Gewinns 

vor Steuern. Der Output an NE-Metal­

len erhöhte sich um 8,5% (1,5 Mio.t), 

der Umsatz um 24% (16,91 Mrd. 

Yuan) und der Gewinn vor Steuern um 

35,62% (2,05 Mrd.Yuan). Der Verluste 

der Unternehmen sanken gleichzeitig 

um 36,02 Mrd.Yuan. (Keine Angaben 

über Gesamthöhe der Verluste.) (CD,

12.7.93) Die Verbesserung der Ge­

winnsituation kann wohl auch auf die 

Freigabe der Preise für die zehn wich­

tigsten NE-Metallsorten zurückgeführt 

werden, -schü- 

*(33)

Regierungs Verwaltungen sollen Be­

schäftigtenzahlen reduzieren

Einen Abbau der Beschäftigung um 

25% bis 1995 nannte Staatsratskom­

missar Luo Gan als Ziel für die Lokal­

regierungen im Rahmen des Anfang 

d.J. begonnenen Programms zur Um­

strukturierung der Regierungsverwal­

tungen. Auf der Ebene der Zentral­

verwaltung soll die Reduzierung der 

Beschäftigten bis Ende Dezember d.J. 

erreicht werden.

Innerhalb der kommenden drei Jahre 

sollen die Provinz- und Kreisregierun­

gen rund 2 Mio. Beschäftigte entlassen. 

Luo Gan zufolge könnten manche Re­

gierungsverwaltungen versucht sein, 

die ihnen zugewiesene Quote dadurch 

zu umgehen, daß sie bestimmte Ver­

waltungsabteilungen in Unternehmen 

mit administrativen Aufgabenstellun­

gen umwandelten. Diese Praxis sollte 

streng unterbunden werden. Über­

schüssige Arbeitskräfte der Regie­

rungsverwaltungen sollten vielmehr 

versuchen, in der Industrie und im 

Dienstleistungssektor eine neue Be­

schäftigung zu finden. (CD, 22.7.93) 

-schü-

Taiwan

*(34)

Fluktuation in der militärischen Füh­

rung

Das Personalkarussel der militärischen 

Führung hat sich im Berichtsmonat 

wieder einmal gedreht. General Li 

Zhenglin (Li Cheng-lin, 60) löste Ge­

neral Chen Tingchong (Ch’en T’ing- 

ch’ung, 62) als Oberbefehlshaber des 

Heeres ab und General Wang Wenxie 

(Wang Wen-hsieh, 61) übernahm das 

Oberkommando der Logistik von Ge­

neral Luo Benli (Lo Pen-li, 64). Chen 

wurde zum privaten Militärberater des 

Präsidenten - ein Amt ohne großen 

Einfluß - ernannt. Luo erhielt den Po­

sten des stellvertretenden General­

stabschefs (LHB, 3. und 28.7.93)

Politischen Beobachtern zufolge hat 

Präsident Li Denghui (Lee Teng-hui) 

durch die erneute Personalfluktuation 




